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Der Deutsche Gewerkschaftsbund Niedersachsen 

(DGB) und seine Mitgliedsgewerkschaften bedan-
ken sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu 

den vorliegenden Entwürfen. 

 

Drucksache 19/2219 neu (Fraktion CDU) 

Die Einführung des Gemeindenotfallsanitäters 

(GNFS)/der Gemeindenotfallsanitäterin (GNFSin) 

ist eine Reaktion auf zunehmende Einsatzzahlen 
des Rettungsdienstes und damit einhergehender 

nicht notfall-induzierter Einsätze. Hinzu kann es 
im Fall von minderqualifiziertem Personal in Ver-

bindung mit ineffektiven Abfrage- und Alarmie-
rungssystemen in den Leitstellen zu einer Häu-

fung von „Notfalleinsätzen“ kommen, mit dem 
Ergebnis der Behandlung vor Ort. 

Die Einführung eines Gemeindenotfallsanitä-

ters/einer Gemeindenotfallsanitäterin wird nicht 
grundsätzlich abgelehnt, aber es muss geklärt 

werden, welchen Charakter diese Funktion hat: 

Handelt es sich um eine Entlastung des kassen-

ärztlichen Bereitschaftsdienstes (und müsste 
dies im SGB V verortet und finanziert werden?) 

oder handelt es sich um ein zusätzliches Ret-
tungsmittel? Wenn letzteres der Fall ist, dann ist 

folgender Satz im Gesetzesentwurf besonders 
kritisch zu sehen: „…bei sonstigen Hilfeersuchen, 
bei denen durch die Notrufabfrage nicht sicher 

ausgeschlossen werden kann, ob es sich um le-
bensbedrohlich Verletzte oder Erkrankte nach 

Nummer 1 oder sonstige Verletzte oder Erkrankte 
nach Nummer 2 handelt, einen Gemeindenotfalls-

anitäter oder eine Gemeindenotfallsanitäterin zur 

Lageerkundung…“ Das ist höchst bedenklich, 
GNFS/GNFSin sollten nur in den Fällen zum Ein-

satz kommen, in denen sicher ist, dass kein Not-
fall nach Nr. 1 oder 2 vorliegt. Das wären dann 

Einsätze in der Kategorie NACA I und II 
(https://de.wikipedia.org/wiki/NACA-Score ). 
Notfälle nach NACA III aufsteigend sind oft auch 

zeitkritisch, da wäre es fahrlässig erstmal jemand 

zum Gucken hinfahren zu lassen. Hier sollte im 

Zweifel immer sofort das geeignete Rettungsmit-

tel alarmiert werden, um keine möglicherweise 
gefährliche Zeitverzögerung auszulösen. (Mehr 

dazu unter https://www.gemeindenotfallsanitae-
ter.de/#einsatzindikatoren) 

Ferner sollte im Gesetz ein Sonderfahrzeug GNFS 

etabliert werden, das entsprechend normiert 
werden müsste. Vor dem Hintergrund der Be-
richte über zunehmende Gewalt gegen Einsatz-

kräfte sollte ausgewertet werden, ob die Beset-

zung für dieses Sonderfahrzeug mit einem 

GNFS/einer GNFSin ausreichend ist oder ob der 
Einsatz einer zweiten Person, z.B. einem Ret-
tungssanitäter/einer Rettungssanitäterin, sinn-

voll ist. 

 

Drucksache 19/2742 (Fraktion der SPD und 
Fraktion Bündnis90/Die Grünen) 

§ 10a Telenotfallmedizin 

Die Aufnahme der Telenotfallmedizin in das nie-

dersächsische Rettungsdienstgesetzt wird be-
grüßt. Hinsichtlich der praktischen Umsetzung 

ergeben sich allerdings Fragestellungen, die vor 

der Einführung geklärt werden müssen. 

Zurzeit unterscheiden sich die Handlungsoptio-

nen und Standards der Rettungskräfte je nach 
Landkreis bzw. je nach SOP (Standard Operating 

Procedure). Die jeweiligen Standards werden von 

der ärztlichen Leitung des jeweiligen Rettungs-
dienstes festgelegt. Das führt schon jetzt dazu, 

dass in Landkreis A nach einem anderen Stan-
dard verfahren wird als in Landkreis B. Nach wel-

chem Standard soll zukünftig verfahren werden, 
wenn der Telenotarzt/die Telenotärztin z.B. eine 

Medikation anordnet, die nach dem SOP des 
Landkreises A nicht vorgesehen ist? Hier müssen 
Kompetenz- und Haftungsfragen im Vorfeld ge-

klärt werden.  

In der Begründung des Gesetzentwurfs ist unter 
Punkt 4 „Kostenträger des Rettungsdienstes“ die 
Rede davon, dass den Kosten für die Einführung 

https://de.wikipedia.org/wiki/NACA-Score
https://www.gemeindenotfallsanitaeter.de/#einsatzindikatoren
https://www.gemeindenotfallsanitaeter.de/#einsatzindikatoren
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des Telenotarztdienstes an anderer Stelle Koste-

neinsparungen in nicht unerheblichen Maßen ge-
genüberstehen würden. Wenn die bewährten 

Strukturen des bodengebundenen Rettungs-
dienstes erhalten werden sollen, stellt sich die 

Frage, wo diese Ersparnis genieret werden soll. 

 

Weitere Änderungsbedarfe am Niedersächsi-

schen Rettungsdienstgesetz aus ver.di-Sicht: 

 

§ 5 Beauftragte  

Einen neuen Absatz 4 hinzufügen: 
„(4) Der jeweils geltende Tarifvertrag des Beauf-
tragten ist als wirtschaftlich anzuerkennen und in 

der jeweils geltenden Fassung zu finanzieren“. 

Beispiel aus der Praxis: Obwohl durch Rechtspre-
chung tarifvertragliche Vergütung als „wirtschaft-

lich angemessen“ bewertet wird, gibt es immer 
noch in einzelnen Kostensatzverhandlungen die 

Weigerung der Kostenträger, tarifliche Bestand-
teile zu finanzieren. Eine Aufnahme der Finanzie-

rung in das Niedersächsische Rettungsdienstge-
setz würde für Klarstellung sorgen.  

 

§ 13 Landesausschuss Rettungsdienst 

Welche Folgen Veränderungen im Rettungs-
dienstgesetz in der praktischen Umsetzung ha-
ben oder ob Modellprojekte auf das ganze Land 

übertragen werden können und sollten, wird u.a. 
im Landesausschuss Rettungsdienst diskutiert. 

Aus unserer Sicht fehlt dort aber die Expertise der 
Praktikerinnen und Praktiker. 

Wir schlagen daher folgende Ergänzung (in rot) 

vor: 
(1) „Das Land richtet einen Landesausschuss "Ret-
tungsdienst" ein .2Ihm gehören je fünf Vertreterin-

nen oder Vertreter der Träger des Rettungsdiens-

tes, der Kostenträger und der Beauftragten sowie 
fünf von der Ärztekammer Niedersachsen zu 

benennende Ärztinnen oder Ärzte und fünf vom 

Deutschen Gewerkschaftsbund Niedersachsen zu 
benennende Arbeitnehmerinnen oder Arbeitneh-

mer an. 3Der Ausschuss kann weitere sachkundige 
Personen als Mitglieder aufnehmen. 4Das für den 

Rettungsdienst zuständige Ministerium kann wei-
tere sachkundige Personen als Mitglieder in den 
Landesausschuss berufen“. 

Beispiel aus der Praxis  

Der Notfallkrankenwagen (NKTW) hat sich bisher 

nur bedingt bewährt – da der NKTW nur mit Ret-

tungssanitäter*innen zu besetzen ist, kommt es 
vermehrt zu einer nicht ausreichenden Versor-
gung der Patient*innen (z.B. bei der Gabe von 

Analgetika). Erste Befragungen von Rettungssa-
nitäter*innen haben ergeben, dass sie sich oft-
mals überfordert und unzureichend qualifiziert 

fühlen.  
Diese Praxiserfahrung könnte in den Landesaus-

schuss Rettungsdienst schneller eingebracht und 
diskutiert werden, wenn Kolleg*innen aus der 

Praxis dort vertreten wären. 

 

Ausbildung Rettungssanitäter*innen 

Die dreimonatige Ausbildung zum Rettungssanitä-

ter/zur Rettungssanitäterin kann Einblicke in den 
Rettungsdienst gewähren, befähigt aber nicht zur 
effektiven, guten Zusammenarbeit mit Notfallsan-

itäter*innen oder zur eigenverantwortlichen 
Transportdurchführung auf dem NKTW (siehe vor-

herigen Abschnitt).  
Die Einführung einer Ausbildungsdauer von 12 Mo-

naten würde Raum bieten zum Erwerb der theore-

tischen und praktischen Fertigkeiten, die ein Ret-
tungssanitäter/eine Rettungssanitäterin braucht, 

um im Team mit dem Notfallsanitäter/der Not-
fallsanitäterin qualifizierte Notfallversorgung zu 

übernehmen.  
Eine einjährige Ausbildungsdauer zum Rettungs-
sanitäter/zur Rettungssanitäterin in könnte mit 

der Notfallsanitäter*inausbildung verknüpft wer-

den und die Durchlässigkeit erhöhen: Wer erst mal 
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die einjährige Ausbildung durchläuft, könnte an-

schließend bei weiterem Qualifikationsinteresse 
weitere zwei Jahre anfügen und Notfallsanitä-

ter*in werden; andererseits könnten Teilneh-
mende der Notfallsanitäter*inausbildung nach 

dem 1. Lehrjahr und der Prüfung als Rettungssani-
täter*in eingesetzt werden, auch wenn sie nicht 
die dreijährige Ausbildung zum Notfallsanitä-

ter/zur Notfallsanitäterin abschließen. 


